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Wahlbeamten, die in den Bundestag gewählt worden 
sind, entsprechend." 

Artikel 5 

Übergangsregelungen 
zum Kommunalwahlgesetz, 

zur Gemeindeordnung, zur Kreisordnung 
und zum Landesbeamtengesetz 

Abweichend von den nach den Artikeln 1 bis 4 dieses 
Gesetzes zu bestimmenden Amtszeiten und Wahltagen 
gelten folgende Übergangsregelungen: 

§ 1 

Festlegung von Wahltagen 

(1) Die allgemeinen Kommunalwahlen finden im Jahr 
2014 in der Zeit zwischen dem 1. April und dem 15. Juli 
statt; sie sollen am Tag der Wahl der Abgeordneten des 
Europäischen Parlaments aus der Bundesrepublik 
Deutschland durchgeführt werden. Dieser Wahltag wird 
vom für Inneres zuständigen Ministerium festgelegt und 
bekannt gemacht (Wahlausschreibung). 

(2) Die Nachfolger der bei Inkrafttreten dieses Gesetzes 
im Amt befindlichen Bürgermeister und Landräte, deren 
Amtszeit am 20. Oktober 2014 endet, werden am 28. Sep­
tember 2014 gewählt. 

(3) Die Wahl der Nachfolger der am 30. August 2009 
gewählten Bürgermeister und Landräte, deren Amtszeit 
mit Ablauf des 20. Oktober 2015 endet, findet am 
13. September 2015 statt; ihre Amtszeit beginnt am 
21. Oktober 2015. Der Wahltag wird vom für Inneres 
zuständigen Ministerium bekannt gemacht (Wahlaus­
schreibung). 

(4) In der Zeit vom 13. Dezember 2014 bis zum Tag der 
Wahlen der Bürgermeister und Landräte am 13. Septem­
ber 2015 findet eine Wahl des Bürgermeisters oder Land­
rats nicht statt. 

(5) In der Zeit vom 1. September 2019 bis zum Tag der 
allgemeinen Kommunalwahlen im Jahr 2020 findet eine 
Wahl des Bürgermeisters oder Landrats nicht statt. 

§2 

Ende der Wahlperiode 
der im Jahr 2014 gewählten Vertretungen 

Die Wahlperiode der im Jahr 2014 gewählten Vertretun­
gen endet mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der 
Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten Vertretungen. 

§3 

Ende der Amtszeit der Bürgermeister 
und Landräte, die ab Inkrafttreten dieses Gesetzes 

bis einschließlich 21. Oktober 2015 
ihr Amt antreten 

Die Amtszeit der Bürgermeister und Landräte, die in der 
Zeit ab Inkrafttreten dieses Gesetzes bis einschließlich 
21. Oktober 2015 ihr Amt antreten, endet mit Ablauf des 
Tages vor dem Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2020 
gewählten Vertretungen. 

§4 

Nachfolge der Bürgermeister 
und Landräte, deren Amtszeit zwischen 
dem 22. Oktober 2015 und dem Beginn 

der Wahlperiode der im Jahr 2020 
gewählten Vertretungen endet 

Die Nachfolger der Bürgermeister und Landräte, deren 
Amtszeit zwischen dem 22. Oktober 2015 und dem 
Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2020 gewählten Ver­
tretungen endet, werden bis zum Ablauf der nächsten 
Wahlperiode der Vertretungen gewählt. In den Fällen, in 
denen die Amtszeit innerhalb der ersten drei Jahre der 
laufenden Wahlperiode des Rates beginnt, endet diese 
mit Ablauf des Tages vor dem Beginn der Wahlperiode 
der im Jahr 2020 gewählten Vertretungen. 

§5 
Einmaliges Niederlegungsrecht für 

Bürgermeister und Landräte 

Bürgermeister und Landräte, deren Amtszeit zwischen 
dem Beginn der Wahlperiode der im Jahr 2014 gewählten 
kommunalen Vertretungen und dem 20. Oktober 2015 
(einschließlich) endet und die ihre Entlassung aus dem 
Beamtenverhältnis auf Zeit zum Ende der Wahlperiode 
der kommunalen Vertretungen im Jahr 2014 verlangen, 
treten zu diesem Termin in den Ruhestand, sofern sie die 
Voraussetzungen des § 119 Absatz 4 Satz 3 LBG erfüllen 
und die Entlassung bis zum 30.11.2013 beantragen; die 
Zeit bis zum regulären Ende ihrer Amtszeit wird dabei 
auf die Wartezeit nach § 119 Absatz 4 Satz 3 LBG ange­
rechnet und erhöht die ruhegehaltfähige Dienstzeit. 

Artikel 6 
Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
Abweichend von Satz 1 treten § 65 Absatz 6 der Gemein­
deordnung und § 44 Absatz 6 der Kreisordnung am Tage 
nach dem Wahltag für die allgemeinen Kommunalwah­
len des Jahres 2014 in Kraft. 

Düsseldorf, den 9. April 2013 

(L. S.) 
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Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung 
der Rechtspflegerinnen und Rechtspfleger 

des Landes Nordrhein-Westfalen 
und anderer Verordnungen 

Vom 20. März 2013 

Auf Grund des § 6 Absatz 2 des Landesbeamtengesetzes 
vom 21. April 2009 (GV NRW. S. 224) wird im Einverneh­
men mit dem Ministerium für Inneres und Kommunales 
und dem Finanzministerium verordnet: 

Artikel 1 
Änderung der Rechtspflegerausbildungsordnung 

Die Rechtspfiegerausbildungsordnung vom 19. Mai 2003 
(GV NRW. S. 294), zuletzt geändert durch Artikel 4 der 
Verordnung vom 1. Dezember 2010 (GV NRW. S. 648), 
wird wie folgt geändert: 

1. Dem § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Zum Zwecke der Ausbildung und Prüfung kön­
nen Akten aus der gerichtlichen und staatsanwalt­
schaftlichen Praxis sowie Verwaltungs akten beigezo­
gen und vervielfältigt werden." 

2. § 4 Absatz 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Nummer 1 werden die Wörter "eigenhändig ge­
schriebener" gestrichen. 
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b) Die Nummer 2 wird aufgehoben. 

c) Die Nummern 3 bis 5 werden die Nummern 2 bis 4. 

3. § 13 Absatz 1 Satz 5 wird wie folgt geändert: 

a) Die Angabe ,,2" wird durch die Angabe ,,4" ersetzt. 

b) Die Wörter "den Aufgaben der Bezirksrevisorin" 
werden durch die Wörter "der Aufgaben der Be­
zirksrevisorin" ersetzt. 

4. In § 16 Satz 2 wird die Angabe ,, (4,00 Punkte)" gestri­
chen. 

5. In § 23 Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort "des" 
die Wörter "mittleren oder" eingefügt. 

Artikel 2 
Änderung der Ausbildungs- und 
Prüfungs ordnung Amtsanwälte 

Die Ausbildungs- und Prüfungs ordnung Amtsanwälte 
vom 6. November 2006 (GV NRW S. 520), geändert 
durch Verordnung vom 15. September 2011 (GV NRW 
S. 494), wird wie folgt geändert: 

Dem § 7 wird folgender Absatz 9 angefügt: 

,,(9) Zum Zwecke der Ausbildung und Prüfung können 
Akten aus der gerichtlichen und staatsanwaltschaftli­
chen Praxis sowie Verwaltungs akten beigezogen und ver­
vielfältigt werden." 

Artikel 3 
Änderung der Verordnung 

über die Ausbildung und Prüfung für die Laufbahn 
des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungsdienstes 

bei Justizvollzuganstalten des Landes 
Nordrhein -Westfalen 

Die Verordnung über die Ausbildung und Prüfung für die 
Laufbahn des gehobenen Vollzugs- und Verwaltungs­
dienstes bei Justizvollzuganstalten des Landes Nord­
rhein-Westfalen vom 19. April 2004 (GV. NRW S. 236), 
zuletzt geändert durch Artikel 20 der Verordnung vom 8. 
Dezember 2009 (GV NRW S. 837), wird wie folgt geän­
dert: 

Dem § 2 wird folgender Absatz 5 angefügt: 

,,(5) Zum Zwecke der Ausbildung und Prüfung können 
Akten aus der gerichtlichen und staatsanwaltschaftli­
chen Praxis sowie Verwaltungsakten beigezogen und ver­
vielfältigt werden." 

Artikel 4 
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tag nach der Verkündung in 
Kraft. 

Düsseldorf, den 20. März 2013 
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Der Justizminister 
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Gesetz 
zur Zweckbindung der dem Land 

Nordrhein -Westfalen 
nach dem Entftechtungsgesetz aus dem 

Bundeshaushalt zustehenden Finanzmittel 
(Entftechtungsmittelzweckbindungsgesetz -

EMZG NRW) 
Vom 9. April 2013 

Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird: 

Gesetz 
zur Zweckbindung der dem Land 

Nordrhein -Westfalen 
nach dem Entflechtungsgesetz aus dem 

Bundeshaushalt zustehenden Finanzmittel 
(Entflechtungsmittelzweckbindungsgesetz -

EMZG NRW) 

§ 1 
Zweckbindung der Finanzmittel nach 

dem Entflechtungsgesetz 

(1) Die dem Land Nordrhein-Westfalen im Ergebnis der 
Uberprüfung nach § 6 Absatz 1 des Entfiechtungsgeset­
zes vom 5. September 2006 (BGBL I S. 2098, 2102) ab 
dem 1. Januar 2014 bis zum 31. Dezember 2019 jährlich 
zustehenden Beträge aus dem Haushalt des Bundes 
unterliegen der gruppenspezifischen Zweckbindung nach 
§ 2. 

(2) Aus den Beträgen gemäß Absatz 1 stellt das Land 
Mittel bereit für: 

1. die soziale Wohnraumförderung, 

2. Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhält­
nisse der Gemeinden, 

3. die Förderung des Aus- und Neubaus von Hochschu-
len einschließlich der Hochschulkliniken und 

4. die Förderung von Aufgaben im Bereich der Bildungs­
planung. 

(3) Rechtsansprüche werden durch dieses Gesetz nicht 
begründet. 

§2 
Verteilung der Finanzmittel 

Die vom Bund auf der Grundlage des Entfiechtungsge­
setzes in der jeweils geltenden Fassung dem Land Nord­
rhein-Westfalen bis zum 31. Dezember 2019 jährlich 
zugewiesenen Finanzmittel werden, unter Aufrechterhal­
tung der bereits vor dem 1. Januar 2014 aus dem Ent­
fiechtungsgesetz folgenden Verteilungsquoten, wie folgt 
aufgeteilt: 

1. soziale Wohnraumförderung 20,7199 Prozent, 

2. Investitionen zur Verbesserung der Verkehrsverhält­
nisse der Gemeinden 55,3944 Prozent, 

3. Förderung des Aus- und Neubaus von Hochschulen 
einschließlich der Hochschulkliniken 22,8486 Prozent 
und 

4. Förderung von Aufgaben im Bereich der Bildungspla­
nung 1,037 1 Prozent. 

§3 
Übergangsvorschrift 

Die Förderung bereits begonnener Vorhaben, die vor dem 
Inkrafttreten dieses Gesetzes aus Mitteln nach dem Ent­
fiechtungsgesetz gefördert wurden und noch nicht been­
det sind, wird aus den in § 1 Absatz 2 genannten Mitteln 
fortgeführt. 

§ 4  
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am 1. Januar 2014 in Kraft und am 31. 
Dezember 2019 außer Kraft. 

Düsseldorf, den 9. April 2013 

(L. S.) 
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N ordrhein-Westfalen 
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Hannelore K r a f t 
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Sylvia L ö h r  m a n  n 
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